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Amtlicher {Teil*
Biersteuererhöhirirg

** Mit dem 15. Oktlcher ist die Biersteuer abermals erhöht
worden entsprechend den inzwischen eingetretenen Bierpreis¬
erhohungen. Mit dieser Erhöhung ist eine Nachsteuerpflicht
für Wirte und Bierhändler verknüpft.

* Zur auhenpolitischen Lage
Die Vorgänge im Innern Deutschlands haben ganz

von selbst unfern Blick etwas abgelenkt von der Gestaltung
der außenpolitischen Lage . Und doch ist diese Gestaltung
für uns mindestens ebenso wichtig . Deutschland kann
nur gerettet werden , wenn es sich selbst eininütig zu all
den Maßnahmen aufrafft , die die Rettung bedingen . Vor¬
aussetzung bleibt aber immer die Hilfe des Auslan¬
des , sei es in dieser oder jener Form . Beharrt das Aus¬
land , zumal die Entente , bei ihrer bisherigen Politik , so
wird eine Gesundung Deutschlands wohl nicht mehr mög¬
lich sein .

Was nun zunächst England betrifft , so bat nian dort
für die Notwendigkeiten , vor allem wirtschaftlicher Natur ,

* wie sie sich aus der unglücklichen Lage Deutschlands er¬
geben , an sich volles Verständnis . Aber die alte Angst vor
dem deutschen Konkurrenten ist noch keineswegs
gebannt. Die Monate des Ruhrkampfes waren für einen
Teil der englischen Wirtschaft doch außerordentlich bequem
und angenehm . Die deutsche Konkurrenz wurde so gut
wie völlig ausgeschaltet, und die britische Kohlenindustrie
machte glänzende Geschäfte mit ihren Lieferungen nach
Deutschland. Es ist bezeichnend, daß schon allein die Mög¬
lichkeit einer Wiederherstellung der alten Produktionsver¬
hältnisse im Ruhrgebiet einzelne Teile der öffentlichen
Meinung in England beunruhigt und sie zu allerlei War¬
nungen vor Deutschlands erneuter Konkurrenzfähigkeit
veranlaßt .

Hinzu kommt die politische Ungeklärt heit
im Innern Englands . Die Regierung verfiigt
wohl über eine Mehrheit , aber sie ist dieser, an sich aber
durchaus nicht imposanten Mehrheit keineswegs in allen
Dingen sicher und weiß ganz genau , daß den abgegebe¬
nen Stimmen nach die Opposition eigentlich über die
Mehrheit der Wähler verfügt . Gewisse Rücksichten auf
die militärische Unterlegenheit Englands zwingen die Re¬
gierung zw einer besonderen Behutsamkeit in der Behand¬
lung aller Fragen , die das Verhältnis zu Frank¬
reich berühren . Und die britische Reichskonfe¬
renz , auf der sehr bedeutsame staatsrechtliche u . organisa¬
torische Fragen gelöst werden sollen , kann kaum geeignet
sein , die Entschlossenheit der britischen Regierung zu ver¬
schärfen . Es müßte denn gerade sein, daß sich die Reichs¬
konferenz doch noch zum Schluß zu einer eindeutigen Er¬
klärung aufraffte , die der Londoner Regierung eine ganz
bestimmte Politik im Sinne größerer Aktivität erlaubte .

Jedenfalls liegt nachwievor, ja heute vielleicht sogar
noch mehr als vor einigen Wochen, der Schwerpunkt
der gesamten europäischen Politik in Frankreich. Und
da auch Italien , trotzdem dort die öffentliche Meinung
beinahe jeden Tag mit deutlichen Gefühlen der Beklom¬
menheit auf die Hegemoniestellung Frankreichs hinweist ,
bisher noch nicht einen Finger gerührt hat, um
Frankreich die Freude an dieser Hegemoniestellung zu
vergällen , ist die Situation für die Pariser Re¬
gierung zurzeit überaus günstig . Und Paris
scheint entschlossen zu fein , die Gunst der Lage auch nach
allen Richtungen hin auszunützen .

Wie es scheint , arbeitet sogar neuerdings auch Ruß¬
land in die Hände dieser französischen Vornrachtpolitik .
Der in Paris eingetroffene Präsident der russischen
Staatsbank , Herr Sü >einmann , soll folgende Vor¬
schläge mitgebracht haben : Die russische Regierung er¬
kennt alle Außenschulden, arrch die der früheren russischen
Regierungen , mit Ausnahme der, Kriegsschulden , an . Sie
erhält ein M o r a t o r i u m von 10 Jahren und die n ö -
tigen Kredite für den wirtschaftlichen
Wiederaufbau Rußlands . Frankreich erkennt
cke jure die Sowjetrepublik an , und diese ver-
pflichtet sich , jede koimnunistifche Tätigkeit in Frankreich
zu unterlassen . Die Sowjetregiernng verpflichtet sich wie¬
der, einen Teil des Privateigentums französischer Unter¬
tanen freizugeben und auf Grund neuer Konzessionen die
privaten Eigentümer schadlos zu halten . Ferner sollen
Verhandlungen ' über Petrolermmbkommen zwischen Ruß -
land und Frankreich im Gange sein .

Falls sich diese Meldungen bewahrheiten sollten , und
falls Frankreich auf die russischen Vorschläge eingeht ,
würde auch der bisherige Gegensatz zwischen den beiden
Mächten ganz erheblich verringert werden . Wirtschafts¬
politisch würde Rußland daraus zweifellos manchen Vor¬
teil ziehen können. Machtpolitisch würde das Ganze aber
doch auf eine neueVerstärkung des französi¬
schen Einflusses hinaüslaufen .

Für Deutschland liegen die Dinge demnach so , daß
wir nachwievor 'Frankreich allein gegenüber
stehen und höchstens damit rechnen können, daß im Rate
der Entente hie und da die übrigen Alliierten , also Eng¬
land , Italien und Belgien , im Sinne einer Vermitt¬
lung auf Frankreich einwirken . Soweit Belgien dabei
in Betracht kommt, ist eine solche Vermittlung bereits
eingeleitet worden . Und es heißt, daß Frankreich sich be -
reit erklärt habe, die Reparationsfrage innerhalb der
Entente auf der Grundlage der kürzlich veröffentlichten
belgischen Vorschläge zu erörtern .

Inzwischen gilt es aber im Hinblick auf die Verhältnisse
am R h e in und i uz R u h r g e b i e t eine Reihe von
brennenden Fragen zwischenFrankreich u . Deuffchland zu»»

! erledigen . Es ist erfreulich , daß die deutsche Reichsregie¬
rung in durchaus richtiger Einschätzung der Lage , die
eben unmittelbare Verhandlungen mit Frankreich zur
Pflicht macht , von neuem an die französische Regierung
herangetreten ist. Poineare empfängt heute den deutschen
Vertreter , Herrn von Hoesch , um die Vorschläge der deut¬
schen Reichsregierung entgegenzunehmen .

Ipolitiecbe Neuigkeiten
Zur Brotversorgung

wird aus Berlin amtlich mitgeteilt :
„ Nach dem vom Reichstag fast einstimmig angenommenen

Gesetz vom 23. Juni d. I . zur Sicherung der Brotversorgung
> im Wirtschaftsjahr 1923/24 hatte die Markenbrotversorgung

spätestens am 15. Oktober 1923 ihr Ende zu sinden. Als Siche¬
rung für die Brotversorgung nach diesem Termin ist im Gesetz
vorgesehen die Bildung eines Getreidrvorrates bis zu einer
Million Tonnen durch die Reichsgetreidcstclle , womit in Not¬
fällen eingegrisfen̂ werden und auch ein gewisser Preisdruck
ausgeübt werden sollte . Die Entwicklung der Verhältnisse in
Verbindung mit einer stark verspäteten Ernte hat die Reichs¬
regierung veranlaßt , den gesetzgebenden Körperschaften den
Entwurf eines Ergänzungsgefetzes vorzulegen, worin stärkere
Garantien für die Brotversorgung enthalten sind . Da der
Reichstag mit der Vorlage nicht mehr befaßt werden konnte, ist
sie als Verordnung ans Grund des Ermächtigungsgesetzes «t<
lassen worden.

Diese Verordnung sieht eine Verstärkung der von der Reichs-
getreidestelle zu erwerbenden Brotgetreidemengen von 1 auf
214 Millionen Tonnen vor . Alle Bedarfskommunalverbände
können beantragen , daß an Mühlen , die sie bestimmen, von
der Reichsgetreidestelle Getreide zum Tagespreise bis zu •% der
bisherigen Ration geliefert wird. In Sinne dieser Bestimmun¬
gen ist rechtzeitig Vorsorge dahin getroffen worden, daß in
allen Kommunalvcrbänden, in denen Schwierigkeiten beim
Übergang in die freie Wirtschaft zu befürchten waren , aus¬
reichende Mengen Getreide durch die Reichsgetreidestelle gelie¬
fert werden. Von den Mühlen soll das Getreide auf dem
normalen Wege über den Bäcker in den Konsum gelangen . Die
Kommunalverbände können die Verwendung des Getreides zur
Versorgung der Bevölkerung ihres Bezirkes überwachen. Es ist
anznnehmen , daß auf diese Weise die Brotversorgung sich ohne
ÜbergangSschwierigkeiten abwickeln wird. Für die besetzten
Gebiete ist darüber hinaus die Fortführung der Markenbrot¬
versorgung ermöglicht worden.

Bekanntlich ist das Markenbrot, obwohl sein Preis in letzter
Zeit -wiederholt heraufgesetzt werden mußte , billiger gewesen
als das markenfreie Brot . Die Spanne zwischen dem Preise
für das freie Bros und für das MarZenbrot ist gerade in den
letzten zwei Wochen besonders groß geworden, weil die Msark-
eniwertung und damit die Steigerung der Getreidepreise täg¬
lich fprunKveise vor sich ging

' Um den 'Übergang zu erleichtern ,
sind in Ausführung des Gesetzes vom 23 . Juni 1923 für die
bedürftigen knrderreichen Familien besondere Geldmittel zur
Verfügung gestellt worden. - Auch werden, wie bereits in der
Presse mitgeteilt worden ist, die Bezüge der Sozial - und
Kleinrentner , der .Kriegsbeschädigten und Kriegshinterblie¬
benen sowie der Erwerbslosen alsbald in Anpassung an die
Teuerung erhöht.

Die Aufbringung der Getreidereserve durch die Reichsge-
treidesretze hat sich bisher in befriedigender Weise vollzogen.
Es ist zu hoffen, daß cs* gelingen wird, auch die erhöhte Re¬
serve durch Auftauf zu beschaffen . Dabei wird das Augen¬
merk der Regierung darauf gerichtet sein , nach Möilichkcit

! auch Getreide ans dem Ausland für Zwecke der Reserve herein-
j zufchaffen. Bon der Aufnabine einer Vorschrift, wonach bei
I eintretendcn Schwierigkeiten für die Aufbringung der Reserve
j auf das Umlageverfahren znrückgegriffen wird , ist abgesehen
j worden, da die Regierung überzeugt itz^ daß die Landwirtschaft
| sie, wie bisher , in der Aufbringung der Reserve unterstützen
, wird , so daß Zwangsmaßnahmen nicht erforderlich werden,
i Sollte wider Erwarten die Aufbringung im freien Verkehr
' reicht nröglich sein , so wird die Negierung nicht zögern , die er-
; forderlichen Maßnahmen durchzuführen, um die Reserve zu
l sichern .

"

Die Neuregelung der Erwerbslosenfürsorge
j Die bereits angekündigte, am 13. Oktober bereits erlassene
j Verordnung der Reichsregierung über die Neuregelung der

Erwerbslosensiirsorge wiro jetzt im „ Reichsanzciger" veröf¬
fentlicht. Nach § 1 der Verordnung sollen die Mittel , die zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sowie zur Fürsorge für die
Erwerbslosen erforderlich sind, künftig bis zu einer bestimm¬
ten Höchstgrenze durch Beiträge von Arbeitgebern und Arbeit¬
nehmern sowie durch Zuschüsse der Gemeinden aufgebracht
werden . Grundsätzlich sollen die Kosten der Erwevbslosenfür-
sorge im Bezirke des öffentlichen Arbeitsnachweises und die

i Kosten dieses Nachweises zu vier Fünftel von den Arbeitgebern
| und Arbeitnehmern des Bezirkes zu einem Fünftel von der
i Errichtungsgemeinde des öffentlichen Arbeitsnachweises auf -
j gebracht werden .
i Beitragspflichtig sind die Arbeitnehmer, die auf Grund der
'■ Reichsvefficherung oder bei einer knappschastlicheni Kranken¬

kasse für den Fall der Krankheit pflichtveffichert sind , und ihre
Arbeitgeber . Die Höhe der Beiträge setzt der Verwaltungs¬
ausschuß des öffentlichen Arbeitsnachweises für seinen Bezirk
in Bruchteilen der Beiträge zur Krankenversicherung fest. Die
Beiträge sind so zu bemessen , dack sie vier Fünftel des not¬
wendigen Aufwandes der Erwerbslofensürsorge im Bezirk des
öffentlichen Arbeitsnachweises und der notwendigen Kosten des
öffentlichen Arbeitsnachweises decken ; sie dürfen jedoch 3V v. H .
des Krankenkassenbeitrages nicht übersteigen. Arbeitgeber unp
Arbeitnehmer tragen diesen Beitrag je zur Hälfte. De Bei¬
träge sind als Zuschläge zu den Krcknkenkassenbeiträgen und
mit diesen zu entrichten. Die Errichtungsgemeinden haben
in keinem Falle mehr als ein Viertel dessen beizusteuern, was
die Arbeitgeber und Arbeitnehmer zusammen an Beiträgen
leisten. Durch übereinstimmenden Beschluß der Errichtungs¬
gemeinden können die Bezirke mehrerer öffentlicher Arbeits¬
nachweise zu einer Gefahrengemeinschaft für die Aufbringung
der Mittel zusammengeschlossen werden. Eine solche Gefah¬
rengemeinschaft kann auf Antrag einer Gemeinde durch die
oberste Landesbehörde gebildet werden. Sobald die Höchst¬
leistungen der Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Gemeinden nicht
ausreichen , werden die zur Deckung des notwendigen Gesamt¬
aufwandes für Erwerbslofensürsorge und Arbeitsnachiveis in
einzelnen Bezirken mit ungewöhnlicher großer Arbeitslosigkeit
erforderlichen Beihilfen von Reich und Land je zur Hälfte ge¬
leistet, ffühestens jedoch, nachdem zwei Wochen hindurch die
höchsten zulässigen Beiträge erhoben worden sind . Über Art,
Höhr und Dauer der Unterstützung für die Erwerbslosen und
Kurzarbeiter erläßt der Reichsarbeitsminister Anordnungen
nach Benehmen mit dem Verwaltungsrat des Reichsamtes für
Arbeitsvermittlung oder einem aus dessen Mitte gebildeten
Unterausschuß .

Von besonderer Bedeutung ist der 8 9 der Verordnung , der
eine Berpflichtung zur Arbeitsleistung aufftellt . Der Para¬
graph bestimmt , daß sich die Pflicht der Erwerbslos » zur
Annahme von Arbeit , auch außerhalb von Beruf unWWohn-
ort , nach den Bestimmungen der Verordnung über Erwerbs -
losenfürsorge richtet. Unbeschadet dessen hat der VerirMnugs -
ausschuß des öffentlichen Arbeitsnachweises, soweit die Ge¬
legenheit dazu besteht , die Unterstützung von einer Arbeits¬
leistung abhängig zu machen . De Arbeiten dürfen nur ge¬
meinnützigen Charakter tragen» Für Erwerbslose unter 18
Jahren hat der Vevwaltungsausschuß die Unterstützung, sofern

i geeignete Arbeiten nicht vorhanden sind, von der Teilnahme an
j Veranstaltungen , die der beruflichen Fortbildung oder der All -
! gemeinbildung dienen, abhängig zu machen.

Betriebsstillegungen und Arbeitsstreckungen
Im „Reichsanzeiger " wird die schon angekündigte Verord-

! nung der Reichsregierung über Betriebsstillegungen und Ar -
j beitsstreckungen amtlich veröffentlicht. Die bereits geltende Ber-
l ordnung vom 8. November 1920 bestimmt , daß nicht vor Ablauf
/ von sechs Wochen »der vier Wochen nach der Erstattung der
’ Anzeige einer beabsichtigten Betriebsstillegung oder Einschrän-
! kung ohne Genehmigung der zuständigen Demobilmachungs-
! behörde eine die ordnungsmäßige Führung des Betriebs beein¬

trächtigende Veränderung der Sach- oder Rechtslage (Verfü¬
gung über Vorräte an Roh- und Betriebsstoffen, Brennstoffen
und Halbfabrikaten ) vorgenommen werden darf. Hierzu treten
nunmehr ergänzende Bestimmungen:

Entlassungen , die über die Grenze des § 1 Abs. 1 , Ziff . 2
! der geltenden Verordnungen hinausgehen (bei weniger als 200

Arbeitnehmer Entlassungen von 10 Beschäftigten , bei mehr als
200 Arbeitnehmern Entlassungen von 5 Prozent oder mehr als
50 Beschäftigte) sind innerhalb der Fristen des § 1 , Abs. 2 (6
oder 4 Wochen nach Erstattung der Anzeige bei der Demobst-
machungsbehörde) nur mit Genehmigung der Demobil¬
machungsbehörde wirksam. Ist der Arbeitgeber nicht in der
Lage, die Arbeitnehmer während der bezeichneten Fristen voll
zu beschäftigen, so kann die Demobilmachungsbehörde für die
Dauer der Fristen eine Verkürzung der Arbeitszeit (Streckung
der Arbeit anordnen ) . Hierbei darf jedoch die Wochenarbeits¬
zeit eines Arbeitnehmers nicht unter 24 Stunden herabgesetzt
werden . Der Arbeitgeber ist ini Falle der Arbeitsstreckung be¬
rechtigt, Lohn oder Gehalt der mit verkürzter Arbeitszeit be¬
schäftigten Arbeitnehmer eutsprechend zu kürzen , jedoch erst von
dem Zeitpunkt an , an dem ihr Arbeitsverhältnis nach den all¬
gemeinen gesetzlichen oder den vertraglichen Bestimmungen
enden würde . Das Recht zur ftistlosen Kündigung aus einem
Grunde , der »ach dem Gesetze zur Kündiguig des Arbeitsver -
hältnisscs ohne Einhaltung der Kündigungsfrist berechtigt,

I bleibt unberührt . Entladungen , die bei Einhaltung der An-
zeigepflickt unwirksam wären , sind auch dann unwirksam, wenn
der Auzeigepflichi nicht genügt ist .

Aufgehoben werden die §8 12 bi?- 15 der Verordnung über
die Einstellung und Entlassung von Arbeitern und Angestellten
vom 12 . Februar 1920. Diese Paragraphen betreffen Beschrän.
kungcn der Entlassungen zur Verminderung der Arbeitnetzmer¬
zahlen , Berücksichtigung der BetriebSverhältniffe, des LebenS -
und Dienstalters , des Familienstandes des Arbeitnehmers ufi»



Ärittc nuvcreinbarten Besprechungen im
Retchsarbeitsministerium

In letzter Zeit mehren, sich die Fälle , in denen Anordnun¬
gen - aus Kreisen der Arbeitnehmer und Erwerbslosen im
Reichsarbeitsministerium vorsprechen , um dort über Fragen
per Erwerbslosenfürsorge zu verhandeln . Der Reichsarbeits -
minister teilt mit , daß an diesem Verfahren nicht mehr fest¬
gehalten werden kann, da es sonst unmöglich ist, die Geschäfte
deS Ministeriums auf dem Gebiete der Erwerbslosenfürsorge
weiterzuführen . Der Reichsarbeitsminister wird es künftig
ablehnen, solche Abordnungen zu empfangen, wenn , der Emp¬
fang nicht vorher vereinbart ist.

Aus dem sächsischen Landtag
Der sächsische Landtag hat der sozialdemokratisch- kommuni-

tischen Koalitionsregierung Zeigner sein Vertrauen ausge -
prochen . Ministerpräsident Zeigner kündigte in seinem Kon-
likt mit Geßler weiteres Beweismaterial an und behauptete,

>«ß die Reichswehr bei der Auffüllung ihres Bestandes immer
wieder auf Kreise der Rechtsradikalen zurückgreife. Der Aus¬
nahmezustand sei zu einer einseitigen Diktatur gegen Links
geworden.

Gegen das Vertrauensvotum stimmten die bürgerlichen Par¬
teien, Demokraten , Volksparteiler und Deutschnationale .

Der Volksparteiler Dr . Kaiser betonte, auch seine Fraktion
sehe sich genötigt, gewisse Aspirationen der Schwerindustrie und
die rechtsradikalen Auswüchse in Bayern als Belastung der
Reichseinheitabzulehnen . DerKommunistjSiewert erklärte, es sei
höchste Zeit, das Steuer herumzuwerfeu . Auf den Zuruf : «Wie
in Rußland ! " erwiderte Siewert : »Jawohl , wie in Rußland ! "
Die kommunistische Fraktion verlange von der Regierung , daß
sie das Proletariat auffordere , alles für den Generalstreik vor¬
zubereiten, um gegebenenfalls den Kampf gegen die Reichs¬
wehr und die schwarze Reichswehr mit allen Mitteln aufneh¬
men zu können . Der Demokrat Dr . Seyfert machte darauf auf¬
merksam, daß in der Regierungserklärung das Wort „Verfas¬
sung" überhaupt noch nicht zu finden sei. Zweifellos würden die
Kommunisten, an deren revisionistische Entwicklung er nicht
glaube, von ihrem eigentlichen Ziel der Diktatur des Prole¬
tariats keinen Schritt abweichen . Mit einem solchen Kabinett
könne man der Einheit des Reiches nicht dienen, fite die eher
eine Beseitigung der Sonderstaaterei am Platze wäre. Redner
erklärte, seine Fraktion wird nicht für den Mißtrauensantrag
der Deutschnationalen stimmen, zog aber eine scharfe Grenz¬
linie und wandte sich ebenso scharf gegen die skrupellose Politik
der deutschnationalen Reichstagsfraktion wie gegen die rechts¬
radikalen Umtriebe in Bayern .

Kurz vor Schluß der Sitzung ereignete sich, wie die „ Frank .
Ztg .

" berichtet , ein Zwischenfall, der wohl einzig dasteht. Dr .
Zeigner behauptete, die demokratischen Beamten stünden in der
Frage der sächsischen Beamtenpolitik hinter der Regierung und
nicht hinter der demokratischen Fraktion , worauf der demokra¬
tische Abg . Dr . Dehne, der Ministerialdirektor im Arbeitsmini¬
sterium ist, rief : »Ich nicht ! " Zeigner erwiderte : „Herr Dr .
Dehne , Ihre ganze Tätigkeit besteht ja auch nur darin , daß
Sie Ihr Gehalt abheben." Zuruf links : „Schmeißt ihn doch'raus ! " Die Entgleisung Dr . Zeigners rief rechts von den Re-
gierungsparteien stürmische Entrüstung hervor . Dr . Dehne er¬
widerte mit einer persönlichen Bemerkung : Er / wisse, daß ihn
Dr . Zeigner , der die Bestimmungen der Verfassung Wer die
parlamentarische Tätigkeit von Beamten nicht zu kennen scheine,,aus politischen Gründen hasse, könne aber die Entscheidung
ruhig der Zukunft überlassen, tfdem Lande mehr genützt
habe, er als Ministerialdirektor obct Dr . Zeigner als Minister¬
präsident.

*
Blättermeldungen aus Dresden zufolgck wurde durch eine

Verfügung des Militärbefehlshabers die gesamte sächsische Poli¬
zei dem Wehrkreiskommando unterstellt . Widersetzliche Beamte
werden mit Dienstentlassung bedroht. Die Möglichkeit ernsterer
Konflikte kündet die folgende von WTB . weiter gegebene Mel¬
dung an : „ Nach einer Mitteilung des Wehrkreiskommandos 4
hat der erste Kongreß der sächsischen proletarischen Abwehr,
»rgünisationen trotz des Verbotes des Militävbefehlshabers
ftattgesunden. Es sei möglich , daß das Verbot der Hundert -

J
chaften und der Aktionsausschüsse auf fcharfen Widerstand
toßerWwerde und unter Umständen nur durch den Einsatz von

Truppen gebrochen werden könne . Zunächst beabsichtigt der
MilitLrbefehlshaber jedoch, in erster Linie die Landespolizei
heranzuziehen ."

Uber die Haltung der Reichsregierung zur Entwicklung in
Sachsen wird aus Berlin offiziös gemeldet : In den letzten Ta¬
gen gelangten über die Verhältnisse in Sachsen Berichte in die
Öffentlichkeit, die eine weitgehende Beunruhigung hervorriefen .
Von den zuständigen Stellen wird die Entwicklung dieser Ver¬
hältnisse mit der größten Aufmerksamkeit verfolgt . Die Reichs¬
regierung wird unter allen Umständen dafür sorgen, daß die
Durchführung der verfassungs- und gesetzmäßigen Zustände ge¬
währleistet wird.

Hrnrze Da <Dri <Dten
Ein neuer deutscher Schritt in der Reparationsfrage steht

bevor. Am heutigen Mittwoch soll der deutsche Geschäftsträ¬
ger in Paris von Poincare empfangen werden . Die deutschen
Vorschläge werden sich u . a . voraussichtlich mit der noch nicht
gelösten Frage der Finanzierung der deutschen Reparations¬
kohlenlieferungen befassen .

Sozialdemokratisch-kommunistische Einigung in Thüringen .
Eine Einigung zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten
ist, wie in Sachsen, jetzt auch in Thüringen erfolgt. Es wurde I
aus diesen Parteien ein Ministerium gebildet. Die bürger¬
lichen Parteien brachten Anträge auf Auflösung des Landtages
und Änderung des Wahlgesetzes ein.

Der Prozeß gegen die Küstriner Putschisten. Der Hochver¬
ratsprozeß gegen die 14 Rädelsführer des Küstriner Putschver¬
suches soll noch in dieser Woche vor dem Ausnahmegericht in
Kottbns stattfinden . Die Anklage lautet auf Hochverrat. Für
die Verhandlungen sind vorläufig zwei Tage vorgesehen.

Deutschland — Amerikas bester Käufer . Nach der amerika¬
nischen Handelsstatistik stellt der deutsche Markt für die Ver¬
einigten Staaten den besten Käufer unter allen Staaten dar.
Während der letzten 8 Monate wurden nach Deutschland für
721 Millionen Dollar Baumwolle , Kupfer u . a . geliefert .

Die Schlüsselzahl für den ZeitnngSbezngsv^eiS. Der Verein
deutscher Zeitungsvcrleger setzte die Schlüsselzahl für den No-
d«mberpostbezugspreis auf 8300 fest.

Dadiscke 'Aebersicbt
Kommunistische Exzesse in Mannheim

Die am 16. ds. Mts . in Mannheim begonnenen Demonstra¬
tionen der Erwerbslosen stellen sich nun als eine Aktion der
Kommunisten heraus . Bekanntlich hat die Reichsleitung der
kommunistischen Betriebsräte unterm 7 . Oktober 1083 an
ihre Agitationsstellen im Reich eine Aufforderung hinaus -

< gegeben, jeden Tag in de « Betrieben Versammlungen adzubal -
len, zu demonstrieren und die Getverkschaften vor die Alter¬
native zu stellen, ob sie nicht mit ihnen angesichts der Teue-
rurtg mithelfen wollten , die Arbeiter « und Bauernregicrung
zu etablieren . Am gestrigen Abend haben die Betriebsräte
von Mannheim Stellung zu einem weiteren „ Bortvärtstreibcn
der Aktion " genommen und dabei die Forderung aufgestellt,
die Polizei sei vom Dienst zurückzuziehen und durch die kom¬
munistischen Hundertschaften zu ersetzen . Ein Bollzugsrat
müsse anerkannt werden wie" auch die Kontrollausschüffe. Der
Generalstreik solle durchgeführt werden.

Angesichts derartiger Drohungen und angesichts der dauern¬
den Verletzung des Ausnahmezustandes sieht sich nunmehr die
Polizeidirektion von Mannheim genötigt, mit aller Strenge
für die Wiederherstellung der Ordnung zu sorgen . Die Kom.
munisten wollen, wie schon so oft, auch diesmal wieder über
den Kopf der Arbeiter den Generalstreik erpressen. Man will
also den bisher versteckt geführten Kampf zu einer offenen
Kraftprobe ausweiten .

Die wirtschaftliche Not, die auch von den städtischen und
staatlichen Behörden durchaus anerkannt wird , und für deren
Linderung die Stadtverwaltung von Mannheim mancherlei
aus eigener Kraft getan hat, bietet den Kommunisten ein
billiges Agitationsfeld . Daß diese jetzige Not eine Folge der
weltwirtschaftlichen Zerrüttung ist, daß Deutschland mit
Frankreich zu einer Verständigung gelangen will , um dem
Elend endlich eine Grenze zu setzen, ist zur Genüge bekannt.
Bekannt ist aber auch, warum Frankreich zögert , die Avüeit
im besetzten Gebiet wieder aufnehmen zu lassen .

Wenn das deutsche Volk , wie es die hinter den Tumultanten
stehenden Kommunisten wollen , sich im Bürgerkrieg verzehrt ,
tvenn es durch übelwollende Elemente den Verkehr und die
Arbeit stören läßt , dann wird es nur noch tiefer ins Elend
versinken. Dessen sei sich jeder besonnene Arbeiter bewußt .
Man halte die Jugend von Ansammlungen fern ; Neugierige
wollen immer daran denken , wie sie durch ihr Umherlausen in
den Straßen nur dazu beitragen , daß sich die Tumultanten
von der Bevölkerung gestützt fühlen.

Die Polizei kann ihren schweren Dienst nur leisten bei
der Beachtung des Gebots der Stunde : Weg von der Straße !

Die Teuerung in Baden in der 3. Oktoberwoche
Die Landesindexziffer für die Lebenshaltungskosten (mit

Bekleidung) stellt sich nach den Berechnungen des Statistischen
Landesamts vom 16. Oktober auf 706 604 408 ( 1913/14 — 1 ).
Die Steigerung der Lebenshaltungskosten mit Bekleidung
gegenüber der Bovivoche ( 120 537 426,35 ) beträgt sonnt 486
Prozent . Ohne Bekleidungskosten stellt sich die Indexziffer
auf 683 623 643 . Die Steigerung gegen die Vorwoche be¬
trägt 474,2 Prozent . _ _

Verkehr mit dem besetzte» Gebiet
Mannheim , 16. Okt. Im unbesetzten Gebiet besteht viel¬

fach die Annahme, daß mit Aufhebung der Verordnungen über
den passiven Widerstand auch angeordnete Beschränkungen im
Verkehr nach dem besetzten Gebiet entfallen seien , insbesnddere
zollpflichtige Güter ohne weiteres in Lauf gesetzt werden kön¬
nen . Demgegenüber muß nochmals ausdrücklich darauf hin- ,
gewiesen werden, daß im Verkehr nach dem besetzten Gebiet
trotz veränderter politischer Verhältnisse keine Erleichterung
eingetreten ist und daß die bestehenden Verkehrsbeschränkungen
auch weiterhin in vollem Umfange und streng durchgefuhrt
wevdem _

Badischer Handwerkstag
Der Badische Handwerkertag, die in den Handwerkskammern

und Landesfachverbänden geeinte Spitzenorganisation des ba¬
dischen Handwerks, hatte dieser Tage zu einer Ausschußsitzung
nach Karlsruhe eingeladen, in der die wirtschaftliche Lage und
verschiedene Tagesfragen des Handwerks besprochen wurden.
Der Währungsverfall , der sich wie eine Enteignung auswirkt ,
hat das Handwerk schwerer getroffen , als es die neuen Steuern
vermögen. Eine Besserung kann nur durch Schaffung einer
neuen Währung erzielt werden. Für das Handwerk kann es
sich zum Schutz gegen die Nachteile des Währungsverfalls nicht
darum handeln, neue Kalkulationsmethoden zu finden , sondern
die Wertbeständigkeit der Rechnungen und Zahlungen zu er¬
reichen . Dringend nötig ist der Schutz des Handwerks gegen ,
die Handhabung der Wuchergesetzgebungen » dir gerade beim
Handwerk, dem letzten Glieds des Güterumsatzes einsetzt . Es
bestand Übereinstirnurung darüber , daß das Handwerk über die
Maßnahmen aufgeklärt werden muß , die gegen die Geldent¬
wertung Schutz gewähren .

Der im Reichswirtschaftsministerium ausgearbeitete Refe-
renten -Entwurf eines Reichsrahmengesetzes über die Berufs -
Vertretung des Handwerks und Gewerbes, der besprochen
wurde, wurde bezüglich der Bestimmungen über das beiden
Kammern zu entrichtende Gemeinschaftsorgan als unannehm¬
bar bezeichnet . Die Notwendigkeit der Zusammenarbeit mit den
Arbeitnehmern wurde zwar grundsätzlich anerkannt , es wurde
jedoch gefordert, daß die Selbständigkeit dev Organisation des
Handwerks, der Innungen und der Handwerkskammern ge¬
wahrt wird. Tch;egen wurde , der Referenten - Entwurf des Reichs -
wirtschaftsministeriums eines Gesetzes über die berufliche Aus¬
bildung Jugendlicher als brauchbare Grundlage für die weite¬
ren Verhandlungen bezeichnet . Bei der Besprechung des Lebr-
lingswrsens wurde ferner besprochen , zur rascheren Anpassung
der Lehrlingsvergütungssätze an die Geldentwertung Grund¬
zahlen festzusetzen , die mit der jeweiligen Lebenshaltungsindex -
zifjer für Baden vervielfältigt werden . Nach einem Bericht
über die Tätigkeit des Steuerausschuffes des Bad . Handwerker¬
tages wurde eine Entschließung angenommen , die sich gegen die
Bctriebssteuer wendet, da deren Lasten für den Handwerker
unerträglich seien . Ferner wird darin gefordert , daß, soweit eine
Gefährdung einzelner Berufskreise nachweisbar gegeben ist,
eine entsprechende Änderung und Abminderung dieser Steuer
herbeigeführt wird.

Iknrze Nachrichten aus Kaden
Nr . 67 des Badischen Gesetz- und Verordnungsblatt bat fol¬

genden Inhalt : Notgesetz : Änderung des Landeskirchen-
steuergefehes. Verordnungen und Bekanntmachungen : deS
Staatsministeriums : die Einrichtung der Höheren Lehranstal¬
ten ; des Finanzministers : die Organisation der Bezirks¬
forstverwaltung ; Dienstreisekosten; des Ministers des Innern :
Tarif der von den badischen Arnienverbänden gegenseitig zu
erstattenden Armenpflegekosten; die Handelskammern ; das po-
lizesiiche Meldewesen.

Die Schlüsselzahl des badischen Einzelhandels vom 17. Okt.
beträgt 137,8 Millionen (Vortag 129 Millionen ).

Konstanz, . Okt. Ein « Koh ' enhakde mit über 4000 T»n-
KoAen englischen und polnischen Ursprungs hat sich , wie L
„Konstanzer Zeitung " schreibt , in und um das KonstanẑGaswerk gebildet. Zur Beförderung dieser Kehlenmenaewaren 400 Eisen bahirwaggons oder acht Güterzüge zu je 50Waggons nötig . Der Wert der Kohlenhalde läßt sich bei demSchtoanken der Papiermark kaum im Mark -Messer auSdrücken -
nach der stabilere» Echweizer-Frank -Wäßrung stellte er iji
auf rund 260 000 Franken oder gegenwärtig auf15 000 000000000 ( 16 Billionen ) Papiermark . Ganz natürlicherfolgte der Einkauf dieser Kohlen-Mengen zu ein -'- Zufam.
menstellung geringeren Umfanges , der damalige B rag stelltheute aber den gleichen Wert dar . Nur bei Neu - Einkäufenmüssen auch die neuen Beträge mit den vielen Nullen aufge.wendet werden, wie die Produktion des Werkes auch die neuen,täglich steigenden Ausgaben aufbringcn muß. Ursache undGrund zur Beschriftung dieser großen K ohlenmenge —> der
größten , die sich jemals in Konstanz befand — war die Vor .
sorge, unter allen Urüständen gut versehen in den Winter zukommen und diesen wenigstens zu Werdauern . Diese Sorge
ist gebannt , denn für die nächsten 8—7 Monate ist das Koh.
lenquantum für Gaserzeugung ausreichend , selbst für den
Fall , daß kein Waggon Kohlen hinzukommen sollte. Das Ka .
pital — die ganze Kohlenmenge ist ebenso günstig eingekauftwie auch günstig bezahlt — ist auch finanztechnisch günstig an.
gelegt. Faßte doch schon vor längerer Zeit ein bekannter Kob.
lenindustrieller seine Meinung nach dieser Richtung in die
Worte zusammen : „ Kohlen sind wertvoller als Devisen ." Die
Zeit hat diesem Wort Recht gegeben.

Ltaatsmizeiger
Verordnung

(vom 17 . Oktober 1923) .
Ausnahmezustand kn Mannheim .

Auf Grund der gemäß Artikel 48 Absatz L der Meichsver »
fass-uirg ergangenen Verordnung d 's Reichspräsidenten vom
26 . September 1923 , betreffend die zur Wiederherstellung der
öffentlichen Eßberheit und Ordnung für das Reichsgebiet
nötigen Maßnahmen mtfc der hierzu ergangen, >n BÄannt .
machung des Militärbefehlshaber im Wehrkreis V van » glei¬
chen Datum wird für das Gebiet der Stadt Mannheim ein,
schließlich Vororte verordnet, was folgt :

8 i.
Verboten wird jede Betätigung durch Wort , Schrift oder

andere Mittel , die darauf gerichtet ist, lebenswichtige Betriebe
zur Stillegung zu bringen . ? l>

's lebenswichtige Betriebe gel¬
ten insbesondere die öffentlichen Vevkehrsanftalten unid alle
Anlagen und Einrichtungen zur Erzougung von GaS und
Elektrizität sowie Wasserwerke.

8 2.
Verboten werden, soweit dies nicht schon bereits geschehen

ist :
1 . alle Versammlungen in geschlossenen Räumen und unter

freiem Himmel,
2. alle Menschenansammlungen auf Straßen und Plätzen ,
3 . Umzüge aller Art,
4 . jede Herstellung und Verbreitung von Flugblättern und

Handzettel sowie der Vertrieb von Zeitungen auf Straßen
und Plätzen ,

6 . der Verkauf von Waffen , Patronen , Pulver und andere«
Sprengstoffen ,

6. das Tragen von Waffen durch Zivilpersonen , auch wenn
sie im Büiitz von Waffenscheinen sind.

Ausnahmen von Ziffer 1 bis 6 kann das Bezirksamt zu
lassen, soweit nicht nach den bereits erlassenen Bestimmungen
die Bewilligung von Ausnahmen unzulässig ist .

8 *
Die ,Polizeistunde wird auf 9 Uhr festgesetzt ; alle öffentlichen

Lokale, Wirtschaften , Vergnügungsstätten u . derA . sind dem¬
gemäß abends 9 Uhr au schließen und dürfen vor 6 Uhr mor¬
gens , micht geöffnet werden. Für Theater und Lichtspielhallcn
wird dieser Zeitpunkt auf % 10 Uhr abends festgesetzt . Der
Straßenverkehr sst van 11 Uhr abends bis 4 Uhr morgenl
verboten, soweit nicht bas Bezirksamt eine Ausnahme 0U-
läßt .

8 4.
Wer den Vorschriften dieser Verordnung zuwiderhandelk

oder zu solchen ZuiwiderbandKinsnn auffordert oder anreizt ,
wird , sofern nicht Me bestehenden Gesetze eine höhere Straf »
bestimmen , auf Grund der §§ 4 und 5 der eingangs erwähn¬
ten Verordnung bestraft , wonach die im Strafgesetzbuch mit
lebenslänglichem Zuchthaus bedr ->ten Verbrechet mit Ae»
Tode geahndet werden , wenn sie nach der Verkündung diese»
Verordnung begangen isirid .

8 5.
Diese Verordnung gAt für das Gebiet der Stadt Manu ^ irq

einschließlich Vororte und tritt sofort in Kraft .
Ka - uhe , den 17. Ollt -tür 1923 .

Minister des Inner «.
R em m e l e .

Bekanntmachung.
Ausnahmezustand.

Durch Verfügung des Wehrkreiskommando V in Stuttgart
ist die Aufforderung zum Generalstreik und zum Bürgerkrieg
ausdrücklich unter die Strafandrohung des § 4 der Verordnung
des Reichspräsidenten vom 26 . September 1923 (Reichsgesetz ,
blakt I Seite 905) gestellt worden.

Karlsruhe , den 17 . Oktober 1928.
Der Minister deS Innern :

R e m m e l e .

Eisenbahnverkehr.
Vorn Donnerstag , den 18. Oktober ab wird die Schlüssel¬

zahl der Reitbahn für den Personen - und Gepäikverkehr aus
sechshundert Millionen erhöht. Die bei den Stationen aus -
gehängten Umrechnungstaseln für eine Schlüsselzahl von drei¬
hundert Millionen werden unter Verdoppelung der Erhebungs -
betrage benutzt. Monatskarten für den Oktober werden vom
18 . Oktober ab nur zum neuen erhöhten Preis ausgegeben.
Bis dahin gelöste Monatskarten behalten ihre Gültigkeit .

Mit Fahrkarten , die in der Zeit vom 15.—17 . Oktober ge-,
löst sind, kann die Fahrt an einem beliebigen Tag innerhal »
der viertägigen Geltungsdauer , also gegebenenfalls auch noch
nach dem 1«. Oktober, angetreten werden . Das gleiche gilt
für Doppelkarten und Fahrkarten in umgekehrter Richtung»
auch für Beförderungsscheine für Schulfahrten . Eine Lek»
lüngernng der viertägigen Geltungsdauer dieser FahrauS -.
»veise tritt durch die Maßnahme nicht ein.

Fabrkarten zum jetzigen Preis werden nur bis zum Schluß
der Schalter am 17. Oktober, also spätestens bis nachts 12 Uh»
dieses Tages ausgegsben.

Für Fahrscheinhefte des Mitteleuropäischen Reisebüro«, C \t
vor dem 18. Oktober gelöst sind, ist der FahrpreiSunterschich
nachguzahlen.

Der Haltepunkt Birnau -Manrach erhält ab 1 . Roveuwe»
1923 die Befugnis zur Abfertigung von Gepäck und Expretzf
gut .
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Beamten «* usw .- Bezüge
I Zweite Nachzahlung für das 2. Oktoberviertel.

Die Beamten und Angestellten erhalten für die Zeit vom
o —l6 Oktober als weitere Nachzahlung den dreifachen
« etr

'
a « der auf 11 . Oktober ( unter Zugrundelegung der

« e^ iahl 14 000 ) geleisteten Zahlung , der alsbald zur Aus¬
zahlung oder Überweisung zu bringen ist.

II . Für daS 3. Oktoberviertel (17 :—23 . Oktober 1923 ).
allgemeine Meßzahl 63 000
M-Kzabl für örtliche Sonderzuschläge : 630 — 2205 —

E - 5355 - 6615 - 8190 - 9765 - 11340 * - 12915 -
Eg - 33075. Am 1 . Oktober 1923 : 70 — 245 — 420 —

695 _ 735 — 910 — 1085 — 1260 — 1435 — 2625 — 3675.).
Die hiernach zu errechnende Nachzahlung ist auf 18. Oktober

au leisten .®
N« chdern -die Bezüge für die ganzen Monat Oktober bereits *

aus der Grundlage der allgemeinen Meßzahl von 7000 gezahlt
lind bleibt für die Nachzahlung zu berücksichtigen eine Meßzahl
toOT 63000 — 7000 = 56 000, d. i- das 8fache des auf lOktober
maßgebend gewesenen Betrages . Ähnliches gilt für den ört-
lichen Sonderzuschlag, nämlich:

Meßzahl (z. B . für Karlsruhe ) : 11340 — 1260 = 10080 oder
8 X 1260.

Auf andere Weise ausgedrückt berechnet sich (für Karls¬
ruhe ) die Nachzahlung für das 3 . Oktoberviertel aus Gesa m t-
dien steinkommen ( wobei der ev. zuständige Frauen -
-uscklag mit 50 000 M. einzustellen nicht übersehen werden
darf ) x 56000 + 10080 .

4
Da die Zahlung jetzt aber — im Gegensatz zu jener auf

1 . Oktober — nur für ein Monats viertel zu erfolgen hat ,

so kommt als Nachzählung der 2 f a ch e Monatsbetrag , wie
er auf 1 . Oktober geleistet worden ist, in Betracht .

* Für Karlsruhe maßgebend.

Lum Beamtenabbau
Zu dem im Vordergrund der öffentlichen Aussprache stehen¬

den Thema vom Beamtenabbau äußert sich in Nr . 239 der
.Volkswacht" vom 15. d. Mts . eine Stimme in folgenden Aus¬
führungen:

Eine vielberedete und vielumschriebene. Sache ist z . Zt . das
angekündigte Gesetz über den Veamtenäbbau . Vor allem muß
zugegeben werden, daß ein solcher Abbau nicht nur auf mancher¬
lei Gebieten möglich , sondern auch notwendig ist. Nur kommt
es darauf an , daß am richtigen Platz aufgeräumt wird . Aber
daKht der einfache , gesunde und sachlich urteilende Menschen¬
verstand, der Sinn und Verständnis hat für die Not unserer
Zeit, den geweiften Weg , und das Notwendige läßt sich kurz
zusammenfassen. .

Wird unten aufgeräumt , d . h. bei den entbehrlichen Jung¬
leuten, so steht dem Verheirateten vor dem Ledigen das Recht
des Verbleibens ans seiner Beamtenstelle zu. So mancher
junge Beamte findet bei den Seinen daheim seinen Unterhalt ,
wenn er seiner Stelle als Beamter verlilstig geht ; so mancher
Bauer z. B . klagt über Mangel an Arbeitskräften , während der
Sohn junger Beamter ist. Welcher Beamter in solch glücklicher
Lage ist, der geht ; aber es bleibt derjenige, der durch seine
Entlassung erwerbs - und brotlos würde .

Wenn Mann und Frau in Beamteiistellung sind und der
Mann soviel verdient, daß er damit der Not der Zeit angemes¬
sen — entbehren uiuß heute jeder anständige Mensch — seine
Familie erhalten kann, so hat die Frau aus ihrer Beamtenstelle
auszuscheiden . Betreibt ein Beamter neben seinem Amte etwa
— und solche Fälle gibt es zahlreich — Landwirtschaft in dem
Maße, daß er durch den landwirtschaftlichen Betrieb seine Fa -
uiilie ernähren kann, so hat er aus seinem Amte auszuscheiden.
Wird unter den Alten durch Znruhesetzung aufgeräumt in der
Weise, daß der Amtsveteran mit Vollendung des 60 . Lebens¬
jahres in den Ruhestand treten ka n n und mit dem zurück¬
gelegten 65 . Lebensjahre in den Ruhestand treten muß , so
hat solches Aufräumen mit gesetzlicher Strenge nicht nur in
den unteren und mittleren , sondern auch ohne Ausnahmen
in den oberen Beamtenklassen zu geschehen . ^

Auf jeden Fall aber ist mit dem Aufräumen so zu ver¬

fahren , daß dadurch den verbleibenden Beamten nicht ein Zu¬
viel an Arbeit aufgeladen wird. Sä sehr eine Überzahl von
Beamten ein beklagenswertes Übel ist, so mutz - doch auch be¬
achtet werden, daß eben die traurigen Verhältnisse unserer Tage
ein Viel von Beamten leider notwendig machen , wenn die
Staatsmaschine — und der Staat ist das Volk — in geordnetem
Betriebe sein und bleiben soll.

Schließlich ist auch noch sehr zu beachten , daß ein planloses
Aufräumen nichts bedeuten würde als eine Vermehrung des
ohnedies übergroßen Heerhaufens der Arbeits - und Erwerbs¬
losen, der doch durch den Staat — also durch das Volk — unter¬
stützt werden und trotz solcher Unterstützung an auftegender Un¬
zufriedenheit kranken muß.

Zu allerletzt muß noch erwähnt werden, daß ein zuruhegesetz¬
ter Beamter , wenn sein Ruhegehalt — der Not der Zeit ent¬
sprechend — auskömmlich ist, kein Nebenamt begleiten darf ,
das einen Erwerbslosen genügend ernähren könnte.

Macht sich die öffentliche Meinung , also die Stimme des sach¬
lich urteilenden Volkes , die erwähnten Punkte zu eigen, so rann
dies auf die maß- und formgebenden Kreise nur sachdienlich
einwirken. Darüber hinaus aber ist alles öde Kritisieren und
alle Kannengießerei — Unsinn!

Das 1Reicbsbeamtenöeset3
Wie eine Berliner Korrespondenz mitteilt , unterliegt gegen¬

wärtig der Reserentenentlourf eines Reichsbeamten¬
gesetzes der Beratung durch die zuständigen Ressorts.

Der Entwurf stellt eine Neufassung des Reichsbeamtenge¬
setzes vom 18. Mai 1907 und eine Anpassung dieses Gesetzes
an die neuzeitlichen Verhältnisse dar . Die Bestimmungen des
Reichsgesetzes über die Pflichten der Beamten zum Schutze der
Republik seien in dem Enilwurf ausgenommen. Der 8 145
des Entwurfs legt eindeutig fest, daß es für den Beamten
kein Streikrecht gebe . Danach müßten diejenigen Neichs -
beamten aus dem Beamtenverhältnis ausscheiden, die in Aus¬
übung ihres Vereinigungsrechtes von dem Mittel der gemein¬
samen Einstellung oder Hemmung der Dienstgeschäfte zum
Zwecke der Ausübung eines Druckes auf deutsche Behörden ,
Beamten oder Volksvertretungen Gebrauch machen . Auch die
Unfallfürsorge für Beamte wird neu geregelt.

Nach dem Inkrafttreten des neuen Beamtengesetzes würden
ihre Gültigkeit verlieren : das Reichsbeamtengcsetz vom 18.
Mai 1907 , das Reichsgesetz über die Pflichten der Beamten
zum Schutze der Republik vom 21 . Juli 1920 und das Für¬
sorgegesetz für Beamte und Personen des Soldatenstandcs vom
18. Juni 1901 .,

Der Bttliardensegen
□ Es ist noch genügend in Erinnerung , wie anläßlich der

Frage wegen der Aufhebung der vierteljährlichen Vorauszah¬
lung der Bezüge in einem großen Teil der Presse gegen die
deutsche Beamtenschaft in dem Sinne gearbeitet worden ist, die
Beamten benützten ihre vorausbezahlten Gehälter zu umfang¬
reichen Käufen und Spekulationen und seien dadurch schuld an
der immer stürmischer auftretenden Devisenhausse und Entwer¬
tung der Mark . In der Folge wurde das Verhetzende solcher
Zeitungsmeldungen , dank dem Eingreifen des deutschen Äeam -
tenbundes immer mehr erkannt und auch regierungsseitig aus¬
drücklich darauf higwiesen , daß sie solchen Anschauungen fern¬
stünde. Man hätte daher erwarten dürfen, daß die Kritik über
dis Auszahlungsweise der Beamtengchälter sich nunmehr Re¬
serve auferlege . Statt dessen muß man es aber erleben, daß
eine gewisse Presse darin fortfährt , die Beamten in der ge¬
nannten Richtung zu verdächtigen .

So brachten die „Münchener Neuesten Nachrichten " in ihrer
Börsenzeitung vom 2. Oktober 1923 folgenden telegraphischen
Stimmungsbericht über die Berliner Börse:

„Die Devisenhausse löste am Effektenmarkt schon zu Beginn
einen wahren Sturm aus , da alle Welt wieder aus der Mark
flüchtete. Das Publikum sowohl wie die Spekulation nahm
große Meinungskäufe vor und war hierzu auch wegen des sich
mit dem 1 . Oktober an Beamtengehältern über das Land er¬
gießenden Billiardensegens wohl in der Lage."

Auch die „Deutsche Allgemeine Zeitung "
, das Stinnesorgan ,

hat sich auf diesem Gebiet weiter unrühmlich bekannt gemacht,
so daß sich der Reichsfinanzminister in einer Zuschrift
besonders gegen diese Zeitung wenden mutzte . In der Zu¬

schrift wird zunächst darauf hingewiesen, daß die vierteljährliche
Vorauszahlung der Beamtengehälter im wesentlichen aufge¬
hoben ist. Die Neuregelung sei am 1 . Oktober in Kraft ge¬
treten . In einer vergleichendenStatistik über die Höhe der Ge¬
hälter , die in den einzelnen Besoldungsgruppen gewährt wer¬
den , gegenüber den entsprechenden Vorkriegsgehältern wird
nachgewiesen, daß ein Beamter in Gehaltsgruppe 3 beispiels¬
weise jetzt nur noch 45,1 Prozent , ein Beamter der Gruppe 7
27,9 Prozent und ein Beamter in Gruppe 13 nur 24,1 Prozent
des Vorkriegsgehalts bezieht . Dabei fei zu beachten , daß die
Friedensgehälter der Beamten schon anerkannt niedrig gewesen
seien. Die Beamtengehälter seien gegenüber den Iriödens -
gehältern derart herabgedrückt, daß eine weitere Verelendung
der Beamtenschaft dieser wohl nicht zugemutet werden könne ,
ohne ihre Berufsfreudigkeit völlig zu vernichten . Schließlich
wird betont , daß derartige Artikel keineswegs geeignet seien, die
Einmütigkeit und Berufsfreudigkeit der Beamtenschaft zu
stärken, auf deren Zuveriässigkeit in heutiger Zeit alles an¬
komme .

Lrböbung der IllnterbaitsznscbUsse kür
Beamte im Vorbereitungsdienst

Der Deutsche Beamtenbund hat unter dem 15. September
folgende Eingabe an das Reichsfinanzmilststerium gerichtet :

Die außerordentliche Teuerung und die damit im Zusammen¬
hang stehende Verarmung weiser Väkskrei ' - halben zur Folge,
daß die Beamtenanwärter in der Regel nicht mehr von ihren
Angehörigen während der Vorbereilungszeit umerilützi werden
können und daher bei den geringen Unterhaltszujchüssen in
hohem Maße Not leiden.

Unter diesem Zustand leiden nicht nur die jungen Beamten ,
die notgedrungen ihre Ernährung einschränken müssen und
trotzdem in vielen Fällen noch in Verschuldung geraten, auch
für die Verwaltung entstehen wesentliche Nachteile aus diesem
Mrtzstande. Die Kosten der Berufsausbildung für diese Beam¬
ten werden nicht voll ausgenützt, da ein durch Unterernährung
geschwächter Körper den gebotenen Lernstoff nicht mit der nöti¬
gen Intensität in sich aufnehmen und verarbeiten kann . Außer¬
dem finden Krankheiten bei einem geschwächtenKörper einen gün.
stigeren Boden, diese werden häufig erg später während der Bram -
tendienstzeit zutage treten , so daß auch dann wieder die Verwal¬
tung dieNachteile der verringerten Leistungsfähigkeitoder der völ¬
ligen Dienstunfähigkeit zu tragen hat . Diese Erwägungen neben
der von unseren Mitgliedern angesichts der großen Notlage der
Dienstempfänger dringend geforderten Abhilfe veranlassen uns ,
um baldmöglichste Erhöhung der Hundertsätze für die Unter¬
haltszuschüsse vorstellig zu werden. Eine erhebliche Belastung
der Staatsfinanzen würde daraus nicht entstehen , da nur in
wenigen Laufbahnen Dicnstanfänger sind oder in absehbarer
Zeit eingestellt werden. Für diese wenigen Laufbahnen liegt
aber ein so dringendes Bedürfnis an Beamten ,
n a ch w u chs vor, daß die Arbeitskraft jedes einzelnen Beamten
im Vorbereiiungsdienst schon nach Möglichkeit in Anspruch ge¬
nommen werden muß und oft schon nach kurzer Zeit eine Be¬
amtenkraft zu ersetzen hat.

Wir bitten deshalb den Herrn Reichsminister der Finanzen ,die Unterhaltszuschüsse während der drei Vorbereitungsjahre
baldmöglichst von 50, 55 und 60 v. H. auf 80, 85 und 90 v . H.
des Anfangsdiensteinkommens der betreffenden Eingangsstelle
zu erhöhen und den Dienstanfängern , die bereits eine Beamten-
kraft voll zu vertreten haben, für diese Zeit den Unterhaltkzu-
schuß in Höhe des Anfangsdiätensatzes zuzubilligen.

Verbältniszabl
für die Ermäßigungen beim Steuerabzug .
16 .—30. September 1923 . . . 1 •

1 .— 6 . Oktober . 6
7— 13 . 8

14 .- 20. „ 32
tatsächliche Ermäßigung (monatlich) in 1990 Jt

f . Mann u . Frau jedes Kind Werbungskoste«
je Jt Jt Jt

16.—30. 9 . 1923 720 4 800 6 000
1 . — 6. IO. 1923 4 320 28 800 36 000
7 . - 13 . 10. 1923 5 760 38 400 48 000

14. —20. 10. 1923 23 040 153 600 192000

Ans der Landeshauptstadt
- Die ersten Spenden der Winternothilfe 1923/24. Trotz der

Schwere der Zeit- beweist sich auch diesmal wieder die Opfer -
steudigkeit der Karlsruher Bürgerschaft . Unter den ersten
Spenden, die in Eden letzte,: Tagen zahlreicher eingehen, befin -
den sich recht ansehnliche Beträge . Bis jetzt sirid folgende Ga¬
ben eingegangen : Von Ungenannt : -Waren für die hiesigen
Volksküchen im Gesamtwerte von 898 % Milliarden , von Un¬
genannt 100 Milliarden , von Un-genannt 100 Milliarden , Le.
beiisbedürfnisverein 1 Milliarde als erster Beitrag , Wiener
Hof 2,050 Milliarden , Oberbürgermeister Dr . Finter 1,5 Mil »
starben , Bürgermeister Dr . Horstmann 1 Milliarde , Prof . Dr .
Alfred Reis 1 Milliarde , Firma E . Kräh Waren im Werte
don 1,649 Milliarden (nach dem Stande vom 24 . Sept . 1923 ) ,
Ungenannt 520 Millionen , Stadtrechts rat Tr . Fichtl 500 Mil¬
lionen , Restaurateur Franz Pohl 400,891 Millionen , Ministe¬
rialdirektor O . Laers 300 Millioiien , Max Perrin 280 Mil -
lionen , Generaldirektor H . K. Ritter 200 Millionen , Diplomin -
«enieur O . Wakger 200 Millionen , Sch . 1 . 150 Millionen ,
Spinden zu 100 Millionen von Frau Geheimrat Prof . Dr .
A . von Oechelhäuser, Senatspräsident F . Gut , Druckerei und
Verlag Badenia , Paul Tillmann , I . Becker , Apotheker, K.
Ginter, O ., Justizsekretär , sowie eine größere Anzahl Spenden
unter 100 Millionen .

Herabsetzung der Grundpreise im LandeSlheater . Von der
«mimenden Woche an werden die Grundpreise von I . Rang -
2A>e und Balkon herabgesetzt und zwar - werden sie , wie dies
beim Abonnement und den Vorzugskarten schon bisher der
wU ist, denen des Sperrsitz I . Abteilung gleichgestellt. Dt «
Eintrittspreise des I . Rangs treten damit erheblich hinter die

Vorkriegszeit zurück. Auch für das mnederbemittelte , thea»
drfreudige Publikum tritt eine Ermäßigung der Grundpreise

»ur die Plätze im IV . Rang und für die Stehplätze im !III -
<vo IV . Rang ein , fast durchweg um «in Drittel . Diese Herab -
Etzung - er Grundpreise wirkt sich bei der heute notwendigen

Höhe der Schlüsselzahlen in einer erheblichen dauernden Ver¬
billigung des Theaterbesuchs aus und wird, wie zu hoffen ist,
den für die fraglichen Platznattungen in Betracht kommenden
Einwohnerkreisen wieder den häufigeren Besuch des Landes¬
theaters ermöglichen . Näheres ist aus den Plakaten ersichtlich .

Todesfall. Oberlandesgerichtsrat a . D . Dr . Karl May ist
hier im Alter von 75 Jahren gestorben. Er war Amtsrichter
in Wiesioch und Triberg , Landgerichtsrat in Offenburg und
Oberlandesgerichtsrat in Karlsruhe .

Dandel und Wirtschaft
Berliner Devisennotierungen

am 17. Oktober vorbörslich
Tendenz : still .

17 . Otttbik Amtl. BrrUnpr Kurs v. 16 . Okt.
Geld Brie,

Amsterdam . . 1899 900090 1596000000 .- 1604000 000.
Kopenhagen . 830 000 000 718 200 000-- 721800000.
Italien . . . — 184 537 500— 185462 500.
London . . . 21 000000000 18453750000 — 8 546 250 000.
Rewyork . . . 4625 000 000 4089750000— 4110 250 000.
Paris . . . . — 259360000 — 260 650 000.
Schweiz . . . — 730 170 000— 733 830 000-
Prag . . . . 140 000 000 124 687 500— 125312500.

Amtliche Dollaruotiernng brr Fraiiksurtcr Börse
vom 16 . Lkt . : Geld 4 389 000 000, Brief 4 411000000.

Mannheimer Prvduktenbiirse. Die Börsenpreise stellten sich
am 15. Oktober <m der Mannheimer Produktenbörse wie folgt :
1 Zentner Weizen 8,25 Milliarden Wark, Roggen und Heu
nicht notiert .

Freiburger Weinbörse. Der letzte Börsentag fand unter
regster Beteiligung des badischen Weinhandels und der Ver¬

einigung der badischen Edelbranntweinhändler und in An-
Wesenheit namhafter Vertreter des Weinbaues statt. Ent -
sprechende der allgemeinen Geschäftslage und den Forderun -
gen der Winzer , die auf Goldmark lauten , kamen nur der-
einzelt Abschlüsse mit geringen Mengen zustande. Die Wein
und Branntweinbörse wird künftig regelmäßig am Samstag
namittag von 2 Uhr an im zweiten Stock des Kaffee Kopf
stattfinden . An jedem zweiten Samstag im Monat wird
von 1 Uhr nachmittags an im selben Lokale der Trefftag der
Vereinigung Badischer Weinhändler abgehalten. Die Frequenz
der bisherigen Börsentage zeigt, daß die Einrichtung der Frei -
burger Wein - und Edelbranntweinbörse sich in den Kreisen der
Beteiligten bestens eingelebt hat.

Zur Diskontpolitik der Reichsbank schreibt die „Frank ,
furter Zeitung " : Die Reichsbankpoljtik , die vor einiger
Zeit Gegenstand heftiger Angriffe gewesen war , ist
in den letzten ur.ruhevollen Wochen der Beachtung wieder all¬
zu sehr entrückt. Der Lombardverkehr ist zwar auf wertbe.
ständige Basis gebracht worden, aber auch nur zum, Teil —,
20 Prozent des Darlehens laufen in Papiermark —, der Dis¬
kont von Papiermarkwechseln aber erfolgt weiterhin zu einen»
Satze von neunzig Prozent im Jahr , was un¬
ter unseren Verhältnissen ein Riesengeschenk an die
Kreditnehmer bedeutet . Daran wird auch nichts da¬
durch «ändert , daß nur noch höchstens 3 Wochen-Akzepte
diskontiert »verden . In den letzten 3 Wochen ist der Wert bet-
Mark auf ein Sechstel gesunken . Der für 3 Wochen in Abzug
gebrachte Diskont beträgt etwa 5.2 Prozent . Wer also auf
Wechsel Waren oder Devisen gekauft hat, hat fast fünf Sechstel
seiner Waren oder Devisen von der Reichsbank geschenkt be¬
kommen — natürlich auf Kosten aller derer, die durch die Eul »
Wertung der Mark Verluste erleiden. Me Menge der so ver¬
mittelten -Privatbereicherung ist keineswegs unerheblich » ist
doch der Posten der bei der Reichsbank diskontierten Wechsel
und Schecks nach dem Ausweis für die dritte Septemberwache
um rund anderkhalbtausend Billionen Marl auf 2200 Billio¬
nen Mark gestiegen.



Cafe des Westens s
Inhaber : ARTHUR WEHER , Konditormeister . D

Telefon 2188 Straßenbahnhaltestelle : Mühlburger Tor Telefon 2188
Angenehmer Familienaufenthalt : : Täglich Künstler-Konzertff . Sinner Biere : : : : la . Weine : : : : Eigene Konditorei

Was der Beamti e für Familie u . Haushalt benötigt
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- Möbel !
in bewährter G fit «
und reicher Auswahl
zu angemessenen Pr issn
gegen Barzahlung
oder auf Teilzahlung .

Eigene Verkaufsstellen:
KARLSRUHE, Karlfriedrichstr. 22
FREIBURG, Metzgerau 6
BRUCHSAL, Gewerbeballea. Markt
PFORZHEIM Theaterstr . 15
OFFENBURG, Steinstr . 2
MOSBACH, Hauptstr . 12
MANNHEIM , SchioB , rechter Flü¬

gel , Reitbahn
83 .169
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( BADISCHER BAUBUND
\ Gemeinnütziger MSbelvertrieb |
I Telephon 5157 .

* Karlsruhe am Rondellplatz . |

Juwelen - und Uhrenhaus

Oskar J ( irschke
Karlsruhe i. B.

Kriegsstraße 70 .*
Größtes Haus dieser Art am Platze

Hausuhren, Wanduhren, Tisch- u . Weckeruhren
Armbanduhren

eigene Muster in Gold und Silber
Herrenuhren

deutsche , und eigene Marke in Schweizer Qualität
Juwelen , Gold - und Silberwaren

in allen Artikeln

Durch das große Lager biete stets Vorteile
Bekannt für solide Ware und billigste Preise

Spezialhaus in CA .179
Herren - u .Damenkleiderstoffe
SeidenstoffeAussteuerartikel
Wilh . Braunagel
Herrenstr . 7 Herrenstr . 7

zwischen Kaiserstraße und Schloßplatz .

Färberei u . chem . Waschanstalt
Telefon 1 nrn m mm Lb Telefon1953 LJ . ftmä^ Lll 1953
reinigt und färbt alle in dieses Fach einschlagende Gegenstände

Filialen in allen Stadtteilen
prompte Bedienung - Mäßige Preise

MM zorTalsescliietite dergroOen Wiese im Sciiwarzuiald
Von Dr . BERNHARD BRANDT

Mit 2 Karten und 3 Tafeln . Grundpreis 2 . 70 M.
„Die Arbeit ist als guter Beitrag zur Geschichte des südlichen

Schwarzwaldes zu begrüßen .“ (Petermanns Geogr. Mitteilg .)
Grundpreis X Schlüsselzahl des Buchhandels .

Verlag G. Braun in Karlsruhe , Karlfriedrichstr . 14

§ggJT Jetzt oder nie ! Wq
erinnern Sie sich der billigsten , besten'

|1 «[ Henningers Spezial - Gummibesohlung
JjR 145 KAISER - ALLEE 145

Sämtliche Lederreparaturen bestens
Verkauf neuer Schüttwaren .

Eke Kaiser- u . Douglasstr.(Hauptpost) .Tel. -—
Kompl. Wohnungseinrichtungen *W»T ,*Ü **’Schlaf- .Wohn- u .Herres- J »zimmsr, Küchen . . 1 11 fyl .. ..- Art. Polster-y*̂ *0*~

und Einzelmöbel ,JVLU ^ ^ latent-Matratzen
Tel . 5224 . Hauptlager Mühlbiurg, Philippstr 19

Confectionshaus
Hirschen
95 Kaiserstraße 95

mp
Spezialgeschäftfür Herren u. Knaben-
- Berufs-Kleidung und IVäsche —-

SpeisezimmerA JBR ■ ■ H H HerrenzimmerIUI OQPl SSJ!.e
,
n
imfner

■ WH * einzelne Möbelstücke
in bekannt großer Auswahl im Möbelhaus

MaierWeinhelmgr StnSa

HERRENKLEIDUNG
Empfehlemichio Neuanfertigung n .JVIaß,Umarbeitenu .Wendenfeinster Herren « u , Oamen -Sai *derobe

Auch PELZE werden umgearbeitet und neu angefertigtAuf Wunsch sofortige BedienungLEON BENZNER , KARLSRUHE :
DM" Amalienstraße 11 "MM

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden
Gustav Herdle Nacht. rtSar
Teltphou 1133 Karlsruhe Waldstraße 44

Stempelfabrik □ Buchdruckerei und
Papierhandlung n Impressen-Verlag .
c: Sämtliche Bürobeüarfsariikel . 11

Rasche Bedienung . - Sauberste Ausführung .

Die geographischen Grundlagen
des deutschen Volkstums

Von Prof. Dr. Norbert Krebs (Freiburg i. B.)
(„Wissen und Wirken" Band 4)

Grundpreis M . I .— x Schlüsselzahl des Buchhandels
Verlag G . Braun in Karlsruhe

Karlfriedrichstraße 14 .

dSfc GEBRÜDER BACHERT

KARLSRUHE i . B .
Liststr. 6 Tel . 443

Glocken - und Metailgiesserei

>

1 Wollen Sief
j trotz der Teuerung j
Jj preiswert und gut Z
% A . xl z ug - Stoffe ^
| Kleider - Stoffe |
| Aussteuer artikel Z
1 ' einkaufen , dann be - Z1 suchen Sie das =
1 Etagen - Geschält j
\Ernst Junge \
| Karlsruhe i . B . |
1 Kaiserstrasse 79 , II jj

Badisches Landestheater .
Donnerstag , 18 . Okt . 7 b . n . 9 1/, Uhr . Sp . 13 .50 M.

Abon . C 5 Th .-Gem . B-V.B. Nr . 5801 - 6300.
Der Marquis von Keith .

9. ordentliche EenerallierianiErngder..
der Seantten unb

MIsaibM in Mn e. S. m. t. h ,
Sitz Karlsruhe am 21 . Oktober 1323, 2 Uhr nachmittagsiu Donaneschiugeu im Schützensaal.

Tagesordnung :
1 . Änderung der Gesamtsatzungen entsprechend denneuen Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes.2. Änderung der ZK 20 und 32 der Satzungen .3 . Ersatzwahl für die ausscheidenden Aufsichtsrats¬mitglieder.
4. Neuwahl eines 3. Vorstandsmitgliedes .
Beim Eintritt in das Versammlungslokal ist die rote

Mitgliedskarte vorzuzeigcu.
Karlsruhe , den 16 . Oktober 1923 .
. Für den Aaffichtsrat : Der Borstand :

G e n ft e t._ Schäfer . K astne r-

Tariferhöhung .
Mit Wirkung vom 18.

Oktober 1903 werden sämt¬
liche Frachten im Güter -,Tier - und Expreßgutver¬
kehr , sowie , die Neben- u.
die örtlichen Gebühren um
180 v. H. erhöht. Aus die¬
sem Anlatz wird die fürden Güterverkehr gültige
.Schlüsselzahl zur Um¬

wandlung . der in Tarif¬mark berechneten Frachtenin Reichsmark von 360
Millionen auf 1000 Mil¬
lionen festgesetzt . Nähere
Auskunft erteilt das Gü -
terdaristbüro der Reichs¬
bahndirektion . Die van den
Reichsbcchnstationen auf
schweizer Gebiet zu er¬
hebenden Auslandszuschlä -

ge ändern sich hiernach
ebenfalls . U .192

Die verkürzte Weröffent-
lichungsfrist ist auf Grund
der vorübergehenden Ände -
rung des Z 6 der Eisen-
bahnverkehrAordnung ge¬
nehmigt . -(R .GlBl . 1914
D . 456 .)

Karlsruhe , 16. Okt . 1923.
Reichsbahndtrektlo».

JenLrcrl'-KüterrechLs -Wegister für Werden
Bühl : U .113

Güterrechtsregistereintra -
gung Band II S .' 495/96 :
a) Beck Emil , Bau¬
unternehmer und Lutz,
Berta in Bühl . Vertrag
vom 13. September 1923 :
Gütertrennung des BGB . ;
d) Metzingrr, Albert,
Schneidermeister und Ge-
novefa geb . Barth in Ot¬
tersweier : Vertrag vom 24.
September 1923 : Güter¬
trennung des BGB .

Bühl . 10. Okt. 1923 .
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgerichts.

Mannheim . U .90
Aum Güterrechtsregister

Bd . XV wurde heute ein¬
getragen :

1 . Seite 107 : Wihler,
Albert , Kaufman und
Emma geb. Ulrich in
Mannheim . Durch Vertrag
vom 31. August 1903 ist
Gütertrennung vereinbart .

2 . Seite 108 : Blicker,
Adolf Christian , Diplom -
kaufmann und Maria
Klara geb. Metz in Mann -
heim. Durch Vertrag vom
14 . September 1923 ist
Gütertrennung vereinbart .

Mannheim , 6 . Ockt. 1903.
Bad . Amtsgericht 3MB . 4.

Mannheim . U.166
Zum Güterrechtsrsgister

Band XV wurde heute
eingetragen :

1 . iSeite 109 : Sprenger ,
Ferdinand , Arbeiter vnd
Anna geb . Behler, verwit¬
wete Schröder in Mann¬
heim. Durch Vertrag vom
8 . Oktober 1903 ist Güter¬
trennung . vereinbart .

2. Seite 110 : Krieg,
Friedrich August, Kauf¬
mann und Henriette Hu¬
bertine geb . Esser in
Diannheim . Durch Ver¬
trag vom 9 . Oktober ist
Gütertrennung vereinbart .

,Mannheim , 13 . Okt. 1903 .
Bad . Amtsgericht B.-G . 4.
Osfenburg . 11.157

Güterrechtsregistereintrag
Bd. II S . 47« : Josef Hu¬
ber, Kaufmann in Ofsen-
öurg , und Enriiie Huber
geborene Höllmer . Durch
Vertrag vom 4 . Oktober
1908 ist die Verwaltung
und NuHniehung des Ehe¬
manns am Vermögen der
Ehefrau ausgeschlossen u.
vvllshändigeWitertrennung

vereinbart worden .
Öfffenbuvg, ll0. Okt. 1903 .
Bach. Amtsgericht I.

Osfenburg. ll .158
/Güterrechtsvegistereintrag

Band II S . E Max

Frank , Kaufmann in Of -
feUburg, u . Hedwig Franlk
geborene Baumann . Ver¬
trag vom 29. September
1903 . Ervungenschaftsge-

meinschaft. Das in § 3
des Vertrags beschriebene
eingebrachte Gut der Ehe¬
frau ist als Vorbehaltsgut
erklärt .

Offenburg - 10. Okt . 1923.
Bad . Amtsgericht I .

Rastatt . 11.190
In das Güterrechtsregi -

ster wurde heute eingetra¬
gen : Balzer , Ernst , Fa¬
brikant , u . Ella geb. Lein¬
weber in Muggensturm .
Vertrag vomi 10 . Oktober
1903 . Gütertrennung ge-
mätz ZZ 1436 ff. B .G .B .
Gütergemeinschaft ist nicht
vorhanden .

Rafftatt, lü . Okt. 1903 .
Amtsgericht._

Sinsheim . U.114
Güterrechtsvegisterein -

trag Band l Seite 290 :
Müller , Joharmes , Land¬
wirt in Weiler und Katha¬
rina geb. Blank . Vertrag
vom 19. September 1923 :
Gütertrennung anstelle der
allgemeinen Gütergemein¬
schaft .
Sinsheim , 9- Okt. 1923.

GerichtSschttibere» de»
_ Amtsgerichts._Druck G. Llftun, Aarls-sch«.

Staats - Lotteriel
22 . Preußisch-Süddeutsche Klassenlotterie

Vierte und SchluBklasse »
Ziehung vom 22. Oktober bis 14. November .264 000 Gewinne im Gesamtbeträge von über37000 Milliarden (37 Billionen)Größter Gewinn im günstigsten Fall2500 Milliarden Mark (27s Billionen).Fast jedes zweite Los ein Treffer , kein Gewinn

unter 100 Millionen Mark
Kauflose zum Preise von' /. 1U 7

80 Mül. 40 Mill. 20 Mill. 10 Mill. Marksind in beschränkter - Zahl noch zu haben bei
Zwerg , badischer Lotterie-Einnehmer

HebelstraBe II . Telephon 4828 .

KuMoerjteipung
Das Forstamt Phlltpps -

burg (Baden ) versteigert
mit 14 tägiger Barzalh-
lungsfrist am Mittwoch,
hcn 24. Oktober, vorm,
,1410 Uhr , tat Gasthaus
zum Kopf in Kirrlach aus
Domänenwald Untere Lutz-
Hardt 41 Eich . I .. H . und
III . Kl. 27 dto . IV . 69 dto.
V. und VI . KI. ; 3 Rot¬
buchen IV . ; 4 Erlen V.
u . Vl . 104 Fort . Abschnitte
,1. u . II . 101 dto. III . 80
dto . Schiorlle« u . 10 Fort .
Stämme VI . Ferner aus
Dom .-Wald Molzau : 1
Dich. IV ., 6 Forl .-Ab-
schnitte I . u . II . Kl.

Die Eichen I .—IV . KI .
sowie die Forlen I . u. H .
M . kommen fingein, die
übrigen Höh;er in kleinen
Losen zur B erste igerurur.
Listen werden nicht aus -
Mgeiben . Näheres durch
das Forstamt . U .191

Hochbauarbeiten für den
.Neubau eines Dienstwohu-
gebäudes an der lstihrin -

ger Allee in Pforzheim öf¬
fentlich zu vergeben, und
gwar Verputz-, Schreiner - ,
Glaser -, -Schlosser - , Ter -
r<Mo -, Maler - und Tape -
zierarberten . Zeichnungen,
.Bedingungen u . Arbeits¬
beschriebe auf unserem
.Büro , Luisenstratze Nr . 2,
Kimm er Nr . 9, zur Ein¬
sicht. Dort auch Abgabe
der Angebotsvordrucke. An¬
gebote verschlossen mit ent¬
sprechender Aufschrift bis
Montag , den 29. Ottober
1923, vorm. 11 Uĥ dem
Zeitpunkt der Eröffnung ,
^ isffrei an uns einzurei¬
chen . Zuschlaigsfrist A
.Wochen 11.193

Mörzheim , 16 . Okt. 1903 .
Bahnbaumspettion .

Illtttlt
•8. Print-
Piiskinftel

Mannheim
O. 6. 6.

Planken 9 .47
Ferner . 5505
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